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Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.
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Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.
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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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1101
Sechstes Gesetz

zur Änderung des Fraktionsgesetzes
Vom 16. März 2012

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Fraktionsgesetzes

Artikel 1
Das Gesetz über die Rechtsstellung der Fraktionen im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen (Fraktionsgesetz) vom 
18. Dezember 2001 (GV. NRW. S. 866), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (GV. NRW. 
S. 336), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

  „(2) Eine Fraktion erhält die Geldleistung ab der 
konstituierenden Sitzung des Landtags bis zum Ende 
der Wahlperiode, im Falle der Aufl ösung des Landtags 
bis zum Ende des Monats, in dem die Neuwahl statt-
fi ndet, längstens jedoch bis zum Beginn der folgenden 
Wahlperiode. Eine neu hinzukommende Fraktion 
erhält die Geldleistung ab dem auf die Wahl folgen-
den Tag, wenn sie sich innerhalb eines Monats bildet. 
Die für den Zeitraum zwischen dem auf die Wahl fol-
genden Tag und der konstituierenden Sitzung des 
Landtags an eine neu hinzukommende Fraktion 
gezahlte Geldleistung wird innerhalb der folgenden 
sechs Monate mit den der Fraktion zustehenden Geld-
leistungen verrechnet. Im Übrigen wird die Geldleis-
tung nur für den Zeitraum gewährt, in dem die Frak-
tion die Voraussetzungen dieses Gesetzes und der 
Geschäftsordnung des Landtags erfüllt.“

2. In § 7 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Im Falle des Endes der Wahlperiode durch Aufl ösung 
des Landtags ist die Rechnung binnen einer Frist von 
6 Monaten nach Beginn der folgenden Wahlperiode zu 
legen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 14. März 2012 in Kraft.

Düsseldorf, den 16. März 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

(L. S.)
Für den Minister

für Inneres und Kommunales
Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2012 S. 140

2022
Satzung

über die Erhebung von Elternbeiträgen für außer-
unterrichtliche Angebote

im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS) 
an den LWL-Förderschulen

Vom 1. März 2012

Auf Grund von § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe 
d der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. März 2009 (GV. 
NRW. S. 254) und § 5 Absatz 2 des Kinderbildungsgeset-

zes in der Fassung vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 462), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. 
Juli 2011 (GV. NRW. S. 385), hat die Landschaftsver-
sammlung Westfalen-Lippe in ihrer Sitzung am 1. März 
2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von außerun-
terrichtlichen Angeboten im Rahmen der Offenen Ganz-
tagsschule (OGS) an den LWL-Förderschulen, in denen 
OGS-Betreuung angeboten wird. Die Satzung ist Grund-
lage für die Erhebung des Beitrages, den Eltern zu leisten 
haben, die ihre Kinder für die Teilnahme an außerunter-
richtlichen Angeboten an der OGS angemeldet haben.

§ 2
Offene Ganztagsschule

(1) In einer Vielzahl der Förderschulen des Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe besteht für die Schülerinnen und 
Schüler die Möglichkeit, in einer „Offene Ganztagsschulen“ 
(OGS) nach dem Runderlass des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2006 (Abl. NRW. S. 29), zuletzt geändert durch 
Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. Dezember 2010 
(Abl. NRW. 1/11 S. 38), betreut zu werden.

(2) Die OGS bietet zusätzlich zum planmäßigen Unter-
richt an allen Unterrichtstagen und ggfs. auch an unter-
richtsfreien Tagen, an beweglichen Ferientagen und in 
den Schulferien, außer an Samstagen, Sonn- und Feier-
tagen, Angebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerun-
terrichtliche Angebote) an. Die außerunterrichtlichen 
Angebote der OGS gelten als schulische Veranstaltungen.

§ 3
Teilnahmeberechtigte, Aufnahme, Abmeldung, 

Ausschluss

(1) An den außerunterrichtlichen Angeboten der OGS 
können Schülerinnen und Schüler der Schule teilneh-
men, an denen dieses Angebot besteht. Das Angebot steht 
auch Kindern der benachbarten LWL-Schulen offen. 
Soweit möglich, wird auch Kindern ohne Behinderungen 
je nach freien Betreuungsplätzen die Möglichkeit gege-
ben, an dem Angebot teilzunehmen.

(2) Es werden nur Kinder in die OGS aufgenommen, 
soweit Plätze vorhanden sind. Ein Anspruch auf Auf-
nahme besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die 
Schulleiterin bzw. der Schulleiter.

(3) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten 
der OGS ist freiwillig, die Anmeldung eines Kindes zur 
Teilnahme daran bindet jedoch für die Dauer eines 
Schuljahres (1. August bis 31. Juli)

Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnah-
mefällen (z. B. Zuzüge) jeweils zum 1. eines Monats mög-
lich.

(4) Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung durch die 
Beitragspfl ichtigen im Sinne des § 5 der Satzung ist mit 
einer Frist von vier Wochen jeweils zum 1. eines Monats 
möglich bei

1.  Änderungen hinsichtlich der Personensorge für das 
Kind,

2.  Wechsel der Schule,

3.  Längerfristige Erkrankung des Kindes (mindestens 
vier Wochen).

(5) Ein Kind kann vom Schulträger nach Absprache mit 
der Schule von der Teilnahme an außerunterrichtlichen 
Angeboten der OGS ausgeschlossen werden, insbeson-
dere wenn

1.  das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht 
zulässt,

2.  das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt,

3.  die Beitragspfl ichtigen ihrer Beitragspfl icht nicht 
nachkommen,
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4.  die erforderliche Zusammenarbeit mit den Eltern 
oder den rechtlich gleichgestellten Personen von die-
sen nicht mehr möglich gemacht wird,

5.  die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, 
unrichtig waren bzw. sind.

§ 4
Elternbeiträge

(1) Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe erhebt für 
die Betreuung von Kindern im Rahmen der OGS an den 
LWL-Förderschulen öffentlich-rechtliche Beiträge 
(Elternbeiträge).

(2) Die Beiträge werden vom Landschaftsverband West-
falen-Lippe nach einer Einkommensprüfung festgesetzt 
und eingezogen.

(3) Die Beitragspfl icht entsteht mit der Aufnahme des 
Kindes in das außerunterrichtliche Angebot der OGS. 
Sie gilt grundsätzlich für ein Schuljahr (1. August bis 31. 
Juli) und auch in den Zeiten der Schulferien. Wird ein 
Kind im laufenden Schuljahr aufgenommen oder verlässt 
es im laufenden Schuljahr die OGS, ist der Beitrag antei-
lig zu zahlen.

(4) Das Entgelt für das Mittagessen wird von dem jeweils 
eingesetzten Träger der OGS gesondert verlangt und ist 
direkt an diesen zu zahlen.

§ 5
Beitragspflicht

(1) Beitragspfl ichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich 
gleichgestellten Personen. Lebt das Kind nur mit einem 
Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.

(2) Wird bei Vollzeitpfl ege nach § 33 SGB VIII den Pfl egeel-
tern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommenssteuerge-
setz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, 
die diese Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern.

(3) Mehrere Beitragspfl ichtige haften als Gesamtschuld-
ner.

§ 6
Beitragshöhe

(1) Die Zahlungspfl ichtigen haben entsprechend ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffent-
lich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Die Höhe der 
Elternbeiträge ergibt sich aus der Beitragstabelle in § 11 
dieser Satzung.

Über die Höhe der zu zahlenden Elternbeiträge erhalten 
die Zahlungspfl ichtigen einen Beitragsbescheid.

(2) Empfängerinnen und Empfänger von laufender Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII, Leistungen 
nach dem SGB II (Hartz IV) sowie Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz sind für die Dauer des 
Leistungsbezugs von einer Beitragszahlung befreit.

(3) Lebt das Kind bei keiner der in § 5 genannten Perso-
nen (z. B. Heimpfl ege), ist kein Elternbeitrag zu zahlen.

(4) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und 
dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Absatz 3 SGB VIII).

§ 7
Einkommen

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe 
der positiven Einkünfte der Zahlungspfl ichtigen im 
Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergeset-
zes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunfts-
arten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehe-
gatten ist nicht zulässig.

(2) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie zur Deckung des Lebensun-
terhalts bestimmte Leistungen für die Eltern und die 
Schülerin/den Schüler, für die/den Elternbeitrag gezahlt 
wird.

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
und entsprechenden Vorschriften ist zum Einkommen 

nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Gesetz 
zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) ist erst ab dem 
in § 10 Absatz 2 BEEG (in der jeweilig geltenden Fassung) 
benannten Betrag beim Einkommen zu berücksichtigen.

(4) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall 
des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfi ndung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann 
ist dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkom-
men ein Betrag von zehn Prozent der Einkünfte aus die-
sem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Aus-
übung des Mandats hinzuzurechnen.

(5) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach 
§ 32 Absatz 6 Einkommensteuergesetz zu gewährenden 
Freibeträge von dem nach diesem Paragraphen ermittel-
ten Einkommen abzuziehen.

§ 8
Maßgeblicher Einkommenszeitraum

(1) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist das 
Jahreseinkommen des vorangegangenen Kalenderjahres.

(2) Davon abweichend ist das tatsächliche Jahresein-
kommen zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf 
die Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen 
des vorangegangen Kalenderjahres. Der Elternbeitrag ist 
im Falle einer solchen Änderung für dieses Kalenderjahr 
neu festzusetzen. Dabei erfolgt zunächst eine vorläufi ge 
Festsetzung, für die das Einkommen des Jahres geschätzt 
wird. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise 
für das Jahr wird der Beitrag endgültig festgesetzt.

§ 9
Einkommensnachweis, Mitteilungspflichten

(1) Die Zahlungspfl ichtigen nach § 5 dieser Satzung sind 
verpfl ichtet, bei Aufnahme und danach auf Verlangen ihr 
maßgebliches Einkommen bzw. das Vorliegen von Befrei-
ungstatbeständen nachzuweisen. Dazu reichen sie den 
Einkommensteuerbescheid beim Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe als Schulträger ein. Ohne Angabe zur 
Einkommenshöhe oder Vorlage des geforderten Nachwei-
ses bzw. bei nicht glaubhaftem Einkommen ist der Betrag 
nach der höchsten Einkommensstufe zu zahlen.

(2) Die Eltern bzw. die in § 5 genannten Personen sind 
verpfl ichtet, alle Veränderungen in den wirtschaftlichen 
und persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung 
des Elternbeitrages maßgeblich sind, dem Landschafts-
verband Westfalen-Lippe als Schulträger unverzüglich 
mitzuteilen.

§ 10
Beitragsermäßigung

Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, 
die nach § 5 dieser Satzung an die Stelle der Eltern tre-
ten, gleichzeitig außerunterrichtliche Angebote der OGS 
an den LWL-Förderschulen wahrnehmen, entfallen die 
Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Darüber 
hinaus wird der Beitragszahler von der Beitragspfl icht 
befreit, wenn Kinder der beitragspfl ichtigen Person oder 
Familie andere OGS an Schulen außerhalb des LWL 
besuchen.

§ 11
Beitragstabelle

Einkommensstufe Monatlicher 
OGS-Beitrag

Über 61.400 EUR Jahres-Bruttoeinkommen 100 EUR

bis 61.400 EUR Jahres-Bruttoeinkommen 80 EUR

bis 49.100 EUR Jahres-Bruttoeinkommen 60 EUR

bis 36.800 EUR Jahres-Bruttoeinkommen 40 EUR

bis 24.600 EUR Jahres-Bruttoeinkommen 20 EUR

unter 12.300 EUR Jahres-Bruttoeinkommen beitragsfrei.
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§ 12
Fälligkeit und Zahlung der Elternbeiträge

Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn monatlich im 
Voraus, jeweils zum 1. eines Monats durch Bankeinzugsver-
fahren zu entrichten. Die Beiträge werden stets als volle 
Monatsbeiträge erhoben, unabhängig von An- und Abwe-
senheitszeiten des Kindes sowie Schließzeiten, Ferien oder 
ähnlichem. In begründeten Ausnahmefällen und auf Antrag 
können andere Zahlungsmodalitäten vereinbart werden.

§ 13
Verfahren

Zum Zwecke der Erhebung der Elternbeiträge nach dieser 
Satzung teilen die jeweils eingesetzten Träger der OGS dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe als Schulträger die 
Namen und Anschriften der Eltern bzw. der Personen, die 
nach § 5 an die Stelle der Eltern treten, unverzüglich mit.

§ 14
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 1. August 2012 in Kraft.

Münster, den 1. März 2012

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender
der 13. Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer
der 13. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung in der zurzeit geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)  der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 1. März 2012

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang  K i r s c h

– GV. NRW. 2012 S. 140

212
Verordnung

über die Finanzierungsbeteiligung 
an den Kosten für Beratungsstellen nach 

dem Schwangerschaftskonfl iktgesetz 
(Verordnung zum Schwangerschaftskonfl ikt-

ausführungsgesetz – VO AG SchKG)
Vom 29. Februar 2012

Auf Grund § 9 Schwangerschaftskonfl iktausführungsgesetz 
NRW vom 23. Mai 2006 (GV. NRW. S. 267) wird im Einver-

nehmen mit dem Finanzministerium nach Anhörung des 
Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend verordnet:

§ 1
Sachlicher Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für die Finanzierungsbeteiligung des 
Landes Nordrhein-Westfalen an den Kosten der Bera-
tungsstellen nach § 3 und § 8 Schwangerschaftskonfl ikt-
gesetz gemäß dem Schwangerschaftskonfl iktausfüh-
rungsgesetz NRW.

§ 2
Zuständige Behörde

Zuständige Behörden sind die Landschaftsverbände.

§ 3
Verfahren

(1) Die Anträge auf Finanzierungsbeteiligung für das 
Vorjahr sind jährlich zu einem von den zuständigen 
Behörden zu bestimmenden Termin zu stellen. Durch 
einen Festsetzungsbescheid wird deren Höhe für das vor-
ausgegangene Kalenderjahr bestimmt. Im laufenden Jahr 
erfolgen Abschlagszahlungen bemessen an der zu erwar-
tenden Finanzierungsbeteiligung.

(2) Die Leistungsempfänger haben die für das Berichts-
wesen erforderliche Jahreserhebung den zuständigen 
Behörden zu einem von diesen festgelegten Termin vor-
zulegen. Das zuständige Ministerium setzt unter Beteili-
gung der Trägerverbände fest, welche Informationen die 
Jahreserhebung erfasst.

(3) Haben Leistungsempfänger Mittel auf Aufforderung 
der zuständigen Behörde an die Landeskasse zurückzu-
zahlen, sind diese ab dem Zeitpunkt der Auszahlung mit 
5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen.

(4) Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei den Leis-
tungsempfängern zu prüfen, ob die Mittel bestimmungs-
gemäß verwendet wurden.

§ 4
Angemessenheit der Sachkosten

Die angemessenen Sachkosten gemäß § 5 Schwanger-
schaftskonfl iktausführungsgesetz NRW werden auf 
Grundlage des erforderlichen sachlichen Bedarfs in 
Abstimmung mit den in § 6 Schwangerschaftskonfl ikt-
ausführungsgesetz NRW genannten Trägergruppen oder 
Trägern als Pauschale bestimmt. Diese wird für die 
Beschäftigten einer Beratungsstelle pro Vollzeitäquiva-
lent (Addition der Stellenanteile gemäß dem jeweiligen 
Stundenumfang im Jahr – VZÄ) bestimmt.

§ 5
Angemessenheit der Personalkosten

Die Personalkosten sind in Höhe der tarifvertraglichen 
Regelungen des Trägers angemessen. Bestehen keine tarif-
vertraglichen Regelungen, sind die im jeweiligen Arbeits-
vertrag vereinbarten Personalkosten angemessen, sofern 
sie nicht höher sind als es in anderen einschlägigen tarif-
vertraglichen Regelungen für diesen Personenkreis vorge-
sehen ist. Dies gilt entsprechend für die Arbeitszeit.

§ 6
Finanzierungsbeteiligung

(1) Das Land beteiligt sich an den nach § 5 angemesse-
nen Personalkosten wie folgt:

1.  Für Beratungsfachkräfte höchstens in Höhe einer der 
Entgeltgruppe 9 TV/L entsprechenden Eingruppierung.

2.  Für Beratungsfachkräfte, die eine Einrichtung mit 
insgesamt mindestens drei vollen Beratungsfachkraft-
stellen leiten, in Höhe einer der Entgeltgruppe 10 
TV/L entsprechenden Eingruppierung.

3.  Für Beratungsfachkräfte mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium der Fachrichtungen Medizin oder Psy-
chologie (Universitätsdiplom oder Master) höchstens 
in Höhe einer der Entgeltgruppe 14 TV/L entspre-
chenden Eingruppierung.
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4.  Für Verwaltungskräfte höchstens in Höhe einer der 
Entgeltgruppe 6 TV/L entsprechenden Eingruppie-
rung.

(2) Für Beratungsfachkräfte und Verwaltungskräfte, 
deren Arbeitsvertrag vor dem 1. Juli 2006 geschlossen 
wurde, gelten die Entgeltgruppen und Regelungen, die 
im entsprechenden Arbeitsvertrag vereinbart wurden.

(3) Die Anzahl der Verwaltungskräfte, für die das Land 
die Kosten erstattet, steht – auf Grundlage von Vollzeit-
äquivalenten – in Relation zu den Beratungsfachkräften. 
Und zwar:

1.  bei Beratungsstellen mit 2 oder weniger VZÄ-Bera-
tungsfachkräften im Umfang von 0,5 Verwaltungsstel-
len je VZÄ-Beratungsfachkraft oder

2.  bei Beratungsstellen mit mehr als 2 VZÄ-Beratungs-
fachkräften im Umfang von 0,5 Verwaltungsstellen je 
VZÄ-Beratungsfachkraft für bis zu 2 VZÄ-Beratungs-
fachkräfte und für die weiteren VZÄ-Beratungsfach-
kräfte im Umfang von 0,3 Verwaltungsstellen. Für 
Außenstellen von Beratungsstellen erfolgt diese 
Berechnung getrennt. Beratungsfachkräfte von Neben-
stellen werden bei der Hauptstelle berücksichtigt.

(4) Die Anzahl der Beratungsfachkräfte nach Absatz 1 
Nummer 3, an deren Finanzierung sich das Land betei-
ligt, steht in Relation zu den Beratungsfachkräften nach 
Absatz 1 Nummer 1 und 2. Der Anteil der nach Absatz 1 
Nummer 3 zu fördernden Beratungsfachkräfte darf 40 
Prozent der insgesamt zu fördernden VZÄ-Beratungs-
fachkräfte pro Trägergruppe oder Träger je Versorgungs-
gebiet nicht übersteigen.

(5) Für Honorarkosten von Beratungsfachkräften, die 
nach § 6 Absatz 3 Schwangerschaftskonfl iktgesetz erfor-
derlichenfalls hinzugezogen werden können, wird eine 
Finanzierungsbeteiligung in Höhe von 80 Prozent der 
tatsächlichen Kosten, maximal in Höhe von 80 Prozent 
der jährlich vom Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen veröffentlichten Jahresdurch-
schnittssätze für Entgeltgruppe TV/L 14 festgesetzt.

§ 7
Grundlagen für die Berechnung des Versorgungsschlüssels

(1) Der Versorgungsschlüssel gemäß § 3 Absatz 1 
Schwangerschaftskonfl iktausführungsgesetz NRW wird 
auf Grundlage der jeweils aktuellen Bevölkerungsstatis-
tik des Landesbetriebs Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen alle fünf Jahre ab dem Jahr 2012 berech-
net. Die Anzahl der Beratungsfachkraftstellen, die nach 
dem Versorgungsschlüssel zu fördern sind, wird auf zwei 
Dezimalstellen hinter dem Komma gerundet.

(2) Für die Feststellung, ob der Versorgungsschlüssel in 
den einzelnen Versorgungsgebieten erfüllt ist, wird die 
Anzahl der in den Förderanträgen beantragten Vollzeit-
stellen zusammen mit den Anteilen der beantragten Teil-
zeitstellen mit dem Kontingent (§ 5 Schwangerschafts-
konfl iktausführungsgesetz NRW) verglichen.

§ 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2012 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt gleichzeitig 
die Verordnung zum Ausführungsgesetz zum Schwanger-
schaftskonfl iktgesetz vom 23. Mai 2006 (GV. NRW. S. 267) 
außer Kraft.

(3) Das Ministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezember 2016 und danach alle fünf Jahre über 
die Erfahrungen mit dieser Verordnung.

Düsseldorf, den 29. Februar 2012

Die Ministerin
für Familie, Kinder, Jugend,

Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute  S c h ä f e r

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r – B o r j a n s

– GV. NRW. 2012 S. 142

2128
Verordnung

 über die Hygiene und Infektionsprävention 
in medizinischen Einrichtungen

(HygMedVO)
Vom 13. März 2012

Auf Grund § 23 Absatz 5 und Absatz 8 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.Juli 2011 
(BGBl. I S. 1622), wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für

1.  Krankenhäuser im Sinne des § 2 Nummer 1 des Kran-
kenhausfi nanzierungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2983), 

2.  Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

3.  Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen 
eine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische 
Versorgung erfolgt, 

4.  Dialyseeinrichtungen, 

5.  Tageskliniken.

Ausgenommen sind die von Religionsgemeinschaften 
betriebenen oder diesen gleichgestellten oder ihnen 
zuzuordnenden Krankenhäuser nach § 33 des Kranken-
hausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len, die in eigener Zuständigkeit Regelungen treffen, die 
den Zielen der nachfolgenden Vorschriften entsprechen. 

(2) Für Leitungen von Zahnarztpraxen sowie Leitungen 
von Arztpraxen und Einrichtungen sonstiger humanme-
dizinischer Heilberufe, in denen invasive Eingriffe vorge-
nommen werden, gilt diese Verordnung insoweit, dass 
diese mindestens sicherstellen, dass innerbetriebliche 
Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygieneplä-
nen festgelegt sind und Hygienebeauftragte benannt 
werden. 

§ 2
Hygiene in medizinischen Einrichtungen nach § 1 Absatz 1

(1) Träger von Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 sind ver-
pfl ichtet, die betrieblich-organisatorischen und baulich-
funktionellen Voraussetzungen für die Einhaltung der 
Grundsätze der Hygiene sicherzustellen und für die 
Durchführung der notwendigen hygienischen Maßnah-
men zu sorgen.

Dazu gehören insbesondere

1.  für Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 und 3 die Bildung einer Hygienekommission,

2.  die Beratung durch eine Krankenhaushygienikerin/
einen Krankenhaushygieniker im Sinne der Empfeh-
lung der Kommission für Krankenhaushygiene und 
Infektionsprävention „Personelle und organisatori-
sche Voraussetzungen zur Prävention nosokomialer 
Infektionen“ in der jeweils geltenden durch das 
Robert Koch-Institut veröffentlichten Fassung,

3.  die Beschäftigung von Hygienefachkräften, 

4.  die Bestellung von Hygienebeauftragten,

5.  sicherzustellen, dass ein risikoadaptiertes Aufnahme-
screening auf multiresistente Erreger im Sinne der 
Empfehlung der Kommission für Krankenhaushygi-
ene und Infektionsprävention in der jeweils geltenden 
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durch das Robert Koch-Institut veröffentlichten Fas-
sung erfolgt,

6.  sicherzustellen, dass bei Verlegung, Überweisung oder 
Entlassung von Patientinnen und Patienten Informatio-
nen, die zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomi-
alen Infektionen und von Krankheitserregern mit 
Resistenzen erforderlich sind, in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Maßnahme an Einrichtungen, die Not-
fallrettung und Krankentransport betreiben, die auf-
nehmende Einrichtung oder an die weiterbehandelnde 
niedergelassene Ärztin/den weiterbehandelnden nieder-
gelassenen Arzt unverzüglich weitergegeben werden 
(sektorübergreifender Informationsaustausch).

(2) In Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1, 2, 3 und 5 ist die angemessene klinisch-mikrobiologi-
sche und klinisch-pharmazeutische Beratung des ärztli-
chen Personals sicherzustellen.

(3) Für Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 bis 5 sind Bauvorhaben vor Beantragung der Bauge-
nehmigung oder, soweit es sich um genehmigungsfreie 
Vorhaben handelt, vor ihrer Durchführung hinsichtlich 
der hygienischen Anforderungen durch die Kranken-
haushygienikerin/den Krankenhaushygieniker zu bewer-
ten und während der Bauausführung zu begleiten.

§ 3
Hygienekommission

(1) Die Hygienekommission gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die der Zustimmung des Trägers bedarf. Der Hygi-
enekommission gehören mindestens an

1.  die ärztliche Leitung, 

2.  die Leitende Pfl egekraft,

3.  die Leitung des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes,

4.  die Hygienefachkräfte nach § 4, 

5.  die Krankenhaushygienikerin / der Krankenhaushy-
gieniker,

6.  die Hygienebeauftragten nach § 5 Absatz 1.

Der Hygienekommission sollen darüber hinaus die kauf-
männische Leitung, die /der zuständige Apothekerin/
Apotheker und die technische Leitung angehören. Wei-
tere Abteilungsärztinnen/-ärzte, Mitglieder der jeweili-
gen Personalvertretung sowie fachkundige Dritte wie 
insbesondere Mikrobiologinnen/Mikrobiologen von pri-
vaten oder öffentlichen Untersuchungsstellen einschließ-
lich der Krankenhauslaboratorien, die Betriebsärztin/der 
Betriebsarzt und die/der Beauftragte für das Qualitäts-
management können der Kommission angehören.

(2) Die Hygienekommission hat insbesondere

1.  darauf hinzuwirken, dass Hygienepläne aufgestellt 
und fortgeschrieben werden, in denen insbesondere zu 
regeln ist, welche Vorgaben zur Erkennung, Verhütung 
und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen unter 
Einbeziehung therapeutischer Maßnahmen einzuhal-
ten sind,

2.  die Einhaltung der Hygienepläne zu überwachen,

3.  zu regeln, durch wen und innerhalb welcher Zeit bei 
Verdacht oder Vorliegen einer nosokomialen Infektion 
die Hygienefachkräfte, die Krankenhaushygienikerin/
der Krankenhaushygieniker sowie die/der Hygienebe-
auftragte zu unterrichten sind,

4.  mitzuwirken bei der Planung von Baumaßnahmen, 
der Wiederbeschaffung von Anlagegütern gemäß § 18 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Krankenhausgestaltungs-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen und bei der 
Erstellung von Organisationsplänen, soweit dadurch 
Belange der Hygiene betroffen sind, sowie bei der 
Organisation der Aus- und Fortbildung des Personals 
auf dem Gebiet der Hygiene,

5.  auf die Erfüllung der Verpfl ichtung aus § 2 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6 hinzuwirken.

(3) Die Hygienekommission wird vom Vorsitz in regelmä-
ßigen Abständen, mindestens halbjährlich, einberufen. 
Bei gehäuftem Auftreten von nosokomialen Infektionen 
und bei besonderen, die Hygiene betreffenden Vorkomm-

nissen wird die Hygienekommission unverzüglich einbe-
rufen. 

§ 4
Hygienefachkräfte

(1) Hygienefachkräfte im Sinne dieser Verordnung sind 
Hygienefachschwestern/Hygienefachpfl eger, die an einer 
qualifi zierten, staatlich anerkannten Weiterbildung zur 
Hygienefachkraft mit Erfolg teilgenommen haben.

(2) Die Hygienefachkräfte üben ihre Aufgaben in 
Abstimmung und im Einvernehmen mit der Kranken-
haushygienikerin / dem Krankenhaushygieniker aus.

(3) Die Hygienefachkräfte haben insbesondere

1.  mit den Hygienebeauftragten bei der Überwachung 
der Hygiene und hygienischen Maßnahmen zusam-
menzuarbeiten,

2.  die Surveillance von nosokomialen Infektionen sowie 
von multiresistenten Erregern und anderen besonde-
ren Erregern gemäß § 23 Infektionsschutzgesetz in 
Zusammenarbeit mit den Hygienebeauftragten und 
der Krankenhaushygienikerin / dem Krankenhaushy-
gieniker durchzuführen,

3.  die Stationen und die sonstigen pfl egerischen, diag-
nostischen, therapeutischen, ver- und entsorgungs-
technischen Bereiche sowohl regelmäßig als auch 
anlassbezogen zu besichtigen,

4.  das ärztliche Personal, das Pfl egepersonal und die 
Leitung des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes der 
entsprechenden Bereiche über Verdachtsfälle zu 
unterrichten,

5.  die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter über angeordnete 
Hygienemaßnahmen und deren Gründe zu unterrich-
ten,

6.  die Hygiene-, Desinfektions- und Desinsektionsmaß-
nahmen zu überwachen,

7.  Arbeitspläne für pfl egetechnische Maßnahmen nach 
hygienischen Gesichtspunkten zu erstellen und deren 
Einhaltung zu überwachen,

8.  bei epidemiologischen Untersuchungen mitzuwirken,

9.  mit dem öffentlichen Gesundheitsdienst zu kooperie-
ren,

10.  bei der Fachaufsicht über die Sterilisations- und Des-
infektionsgeräte, über die Bettenaufbereitung sowie 
über die Reinigung der Einrichtung mitzuwirken,

11.  die Analyse und Bewertung mikrobiologischer und 
anderer Befunde von Infektionen und anderer 
gesundheitsgefährdender Gegebenheiten bei Patien-
tinnen/Patienten und deren Umgebung insbesondere 
aufgrund von Untersuchungen an Patientinnen/Pati-
enten, Personal, Luft, Wasser, Klimaanlagen und 
Gegenständen auf mögliche Gesundheitsgefährdun-
gen zu unterstützen, 

12.  in Zusammenarbeit mit den hygienebeauftragten Ärz-
tinnen/Ärzten und der Krankenhaushygienikerin/dem 
Krankenhaushygieniker Infektionsketten und Infekti-
onsursachen zu erforschen sowie die Gegenmaßnah-
men einzuleiten und

13.  Fortbildungen für das Personal der Einrichtung 
durchzuführen.

(4) Die Mindestzahl der Hygienefachkräfte, die eine Ein-
richtung beschäftigen muss, ergibt sich aus der Anwen-
dung der Empfehlung der Kommission für Krankenhaus-
hygiene und Infektionsprävention: „Personelle und 
organisatorische Voraussetzungen zur Prävention noso-
komialer Infektionen“ in der jeweils geltenden durch das 
Robert Koch-Institut veröffentlichten Fassung. Diese 
Bestimmungen gelten entsprechend, wenn Zusammen-
schlüsse von Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 einrich-
tungsübergreifend Hygienefachkräfte beschäftigen.

(5) Krankenhäuser nach § 3 Nummer 2 Krankenhausfi -
nanzierungsgesetz, Fachkrankenhäuser für Suchtkrank-
heiten, Vorsorge- sowie Rehabilitationseinrichtungen 
sind insoweit stationären Einrichtungen der Psychiatrie 
gleichzusetzen. 
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§ 5
Hygienebeauftragte

(1) In jeder Einrichtung nach § 1 Absatz 1 ist mindestens 
eine in der Einrichtung klinisch tätige Ärztin/ein in der 
Einrichtung klinisch tätiger Arzt, die / der über entspre-
chende Kenntnisse und Erfahrungen in Hygiene und 
Infektionsprävention verfügt, fachlich weisungsbefugt ist 
und die/der an einer entsprechenden Fortbildung in der 
Hygiene mit Erfolg teilgenommen hat, zur/zum Hygiene-
beauftragten zu bestellen. In Einrichtungen mit mehre-
ren Fachabteilungen mit besonderem Risiko für nosoko-
miale Infektionen benennt jede Abteilung eine 
hygienebeauftragte Ärztin/einen hygienebeauftragten 
Arzt.

(2) Die/der Hygienebeauftragte Ärztin/Arzt hat insbe-
sondere

1.  bei der Einhaltung der Regeln der Hygiene- und 
Infektionsprävention in ihrem/seinem Verantwor-
tungsbereich mitzuwirken und dabei Verbesserungen 
der Hygienepläne und der Funktionsabläufe anzure-
gen und

2.  bei der Aus- und Fortbildung des Personals in der 
Krankenhaushygiene mitzuwirken.

(3) Hygienebeauftragte in der Pfl ege sind staatlich aner-
kannte Gesundheits- und Krankenpfl egerinnen/-pfl eger 
mit mehrjähriger Berufserfahrung. Die Benennung von 
Hygienebeauftragten in der Pfl ege als konkrete Kontakt-
person auf jeder Station und in jedem Funktionsbereich 
bleibt von den Regelungen der Absätze 1 und 2 unbe-
rührt.

§ 6
Qualifikation und Fortbildung

(1) Hygienefachkräfte nach § 4 sind im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung verpfl ichtet, sich mit dem aktuellen 
Stand der Hygiene vertraut zu machen und haben spä-
testens im Abstand von zwei Jahren an entsprechenden 
Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen.

(2) Hygienebeauftragte nach § 5 sind verpfl ichtet, sich 
laufend mit den neuesten Erkenntnissen über die Hygi-
ene vertraut zu machen und bedürfen der regelmäßigen 
Fortbildung in längstens zweijährigem Abstand. Diese 
Fortbildung soll insbesondere folgende Gebiete umfas-
sen:

1.  Regelungen auf dem Gebiete der Krankenhaushygi-
ene,

2.  mikrobiologische und epidemiologische Grundlagen 
von nosokomialen Infektionen unter besonderer 
Berücksichtigung des Antibiotikaeinsatzes,

3.  Analyse und Dokumentation von nosokomialen Infek-
tionen,

4.  Umgebungsuntersuchungen,

5.  Anforderungen an Funktion, Bau und Ausstattung 
von bestimmten Funktionsbereichen,

6.  gezielte hygienisch-mikrobiologische Kontrollmaß-
nahmen,

7.  Maßnahmen auf dem Gebiet der Desinfektion, Sterilisa-
tion und Entwesung, der apparativen und instrumentel-
len Ausstattung und Versorgung sowie der Wasserversor-
gung und -aufbereitung, der Schwimmbadhygiene, der 
Abwasser- und Abfallbeseitigung,

8.  besondere Methoden zur Verhütung von Infektionen 
des Personals und

9.  Zusammenwirken mit Instituten und Laboratorien 
sowie medizinischen Untersuchungsämtern, unteren 
Gesundheitsbehörden und anderen Behörden.

(3) Hygienefachkräfte und Hygienebeauftragte sind für 
die Wahrnehmung dieser Aufgabe im erforderlichen 
Umfang freizustellen.

(4) Krankenhaushygienikerinnen/Krankenhaushygieni-
ker sind verpfl ichtet, sich mit dem aktuellen Stand der 
Hygiene vertraut zu machen und mindestens im Abstand 
von zwei Jahren an entsprechenden Fortbildungen teil-
zunehmen.

(5) Die Fortbildung des sonstigen Personals in medizini-
schen Einrichtungen nach § 1 über Grundlagen und 
Zusammenhänge der Hygiene ist Aufgabe der/des Kran-
kenhaushygienikerin/Krankenhaushygienikers und der 
Hygienefachkräfte. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Einrichtung muss die Gelegenheit zur Teilnahme 
an den für sie bestimmten Fortbildungsveranstaltungen 
auf dem Gebiet der Hygiene gegeben werden.

§ 7
Information des Personals

Die Leitung der Einrichtung informiert das in der Ein-
richtung tätige Personal bei Beginn des Arbeitsverhält-
nisses und danach in regelmäßigen Abständen, mindes-
tens jedoch einmal jährlich, über die in den 
Hygieneplänen nach § 23 Absatz 5 und 8 Infektions-
schutzgesetz festgelegten innerbetrieblichen Verfahrens-
weisen zur Infektionshygiene und dokumentiert dies in 
geeigneter Weise. 

§ 8
Aufzeichnungen, Akteneinsicht, Zutrittsrecht

(1) Die Aufzeichnungen nach § 23 Absatz 4 Infektions-
schutzgesetz sind der/dem Krankenhaushygienikerin/
Krankenhaushygieniker, der/dem Hygienebeauftragten 
und der Hygienekommission in regelmäßigen Abständen, 
bei Gefahr im Verzug unverzüglich bekanntzugeben. Die 
Kontroll- und Wartungsarbeiten an den für die Aufrecht-
erhaltung der Hygiene erforderlichen technischen Ein-
richtungen sowie die sonstigen im Rahmen der Hygiene 
erhobenen und anfallenden Daten sind unter Angabe des 
Datums aufzuzeichnen und zehn Jahre aufzubewahren.

(2) Krankenhaushygienikerinnen/Krankenhaushygieni-
ker, Hygienebeauftragte und Hygienefachkräfte haben 
das Recht, Unterlagen der Einrichtung einschließlich der 
Patientenakten, auch in digitaler Form, einzusehen und 
Bereiche der Einrichtung zu betreten, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung erfor-
derlich ist.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 Nummer 
24 Infektionsschutzgesetz handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1.  entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 die betrieblich-organi-
satorischen oder die baulich-funktionellen Vorausset-
zungen für die Einhaltung der Grundsätze der Hygi-
ene nicht sicher stellt oder nicht für die Durchführung 
der notwendigen hygienischen Maßnahmen sorgt,

2.  entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 die unverzüg-
liche Information nicht sicherstellt,

3.  entgegen § 4 Absatz 4 nicht die erforderliche Zahl an 
Hygienefachkräften beschäftigt,

4.  entgegen § 7 das in der Einrichtung tätige Personal 
nicht bei Beginn des Arbeitsverhältnisses und danach 
in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch ein-
mal jährlich, über die in den Hygieneplänen nach § 23 
Absatz 5 und 8 Infektionsschutzgesetz festgelegten 
innerbetrieblichen Verfahrensweisen zur Infektions-
hygiene informiert oder dies nicht in geeigneter Weise 
dokumentiert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 25.000 Euro geahndet werden. Zuständige Verwal-
tungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die unteren 
Gesundheitsbehörden.

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Krankenhaushygienever-
ordnung vom 9. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 830) außer 
Kraft.

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium berichtet 
über die Erfahrungen mit dieser Verordnung der Landes-
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regierung bis zum 31. Dezember 2017 und danach alle 
fünf Jahre.

Düsseldorf, den 13. März 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin
Hannelore  K r a f t

Der Justizminister
Thomas  K u t s c h a t y

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin
für Gesundheit, Emanzipation,

Pfl ege und Alter
Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2012 S. 143

230
Verordnung zur

Änderung der LandesplanungsgesetzDVO
Vom 13. März 2012

Auf Grund von § 38 des Landesplanungsgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 16. März 2010 (GV. NRW. S. 212), verordnet die 
Landesregierung im Benehmen mit dem für die Landes-
planung zuständigen Ausschuss des Landtags:

Artikel 1
Die LandesplanungsgesetzDVO vom 8. Juni 2010 (GV. 
NRW. S. 334) wird wie folgt geändert:

In der Anlage 3 zur LandesplanungsgesetzDVO „Planzei-
chenverzeichnis der Regionalpläne“ wird unter 2. Frei-
raum folgendes Planzeichen

(siehe Anlage)

und bei 

„Planzeicheninhalte und –merkmale (Planzeichendefi ni-
tion)“ als Planzeichendefi nition neu eingefügt:

„ 2.ed) 

Windenergiebereiche (Vorranggebiete ohne Wirkung von 
Eignungsgebieten)“,

„Gebiete, die für die Nutzung der Windenergie vorgese-
hen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in dem 
Gebiet ausschließen, soweit diese mit den vorrangigen 
Nutzungen nicht vereinbar sind.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 13. März 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr

Harry Kurt  V o i g t s b e r g e r

Der Minister
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes   R e m m e l

Anlage

– GV. NRW. 2012 S. 146

764
Satzung der NRW.BANK

Vom 16. März 2012

Die Gewährträgerversammlung der NRW.BANK hat am 
16. März 2012 gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a des 
Gesetzes über die NRW.BANK vom 16. März 2004 (GV. 
NRW. S. 126), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772), folgende 
Fassung der Satzung der NRW.BANK beschlossen:

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz

(1) Die NRW.BANK ist ein Kreditinstitut in der Rechts-
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie besitzt 
Rechtsfähigkeit kraft Gesetzes.

(2) Die NRW.BANK hat ihren Sitz in Düsseldorf und 
Münster. Sie kann Niederlassungen errichten.

(3) Die NRW.BANK führt ein Siegel mit den Worten in 
der Inschrift „NRW.BANK Düsseldorf/Münster“.

§ 2
Gewährträger, Haftung

(1) Gewährträger der NRW.BANK ist das Land Nord-
rhein-Westfalen.

(2) Der Gewährträger stellt sicher, dass die NRW.BANK 
ihre Aufgaben erfüllen kann (Anstaltslast).

(3) Der Gewährträger haftet für die Verbindlichkeiten der 
NRW.BANK, wenn eine Befriedigung aus dem Vermögen 
der NRW.BANK nicht zu erlangen ist. Der Gewährträger 
haftet unmittelbar für die von der Bank aufgenommenen 
Darlehen und begebenen Schuldverschreibungen, die als 
Festgeschäfte ausgestalteten Termingeschäfte, die Rechte 
aus Optionen und andere Kredite an die NRW.BANK 
sowie für Kredite, soweit sie von der Bank ausdrücklich 
gewährleistet werden.

§ 3
Stammkapital

(1) Die NRW.BANK ist mit einem Stammkapital von 
17  000  000  000 Euro ausgestattet. Am Stammkapital ist 
ausschließlich der Gewährträger beteiligt.

(2) Die NRW.BANK kann juristische Personen des 
öffentlichen Rechts als Gewährträger unter Beteiligung 
am Stammkapital – auch länderübergreifend – aufneh-
men. Die Beteiligungen der nordrhein-westfälischen 
Gewährträger am Stammkapital müssen insgesamt min-
destens 51 Prozent betragen.

(3) Die NRW.BANK kann Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter aufnehmen. Als stille Gesellschafter sind 
die Gewährträger der NRW.BANK und Kreditinstitute in 
der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zugelassen.

„ ed) Windenergiebereiche“



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 8 vom 30. März 2012 147

§ 4
Ausgeschiedene Gewährträger

Ausgeschiedene Gewährträger haften für Verbindlichkei-
ten der NRW.BANK fort, die im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens ihres Ausscheidens begründet waren. Die Ver-
pfl ichtungen aus Artikel 1 § 11 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-recht-
lichen Kreditinstitute in Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 
2002 (GV. NRW. S. 284) bestehen für einen ausgeschiede-
nen Gewährträger fort.

§ 5
Förderauftrag, Geschäfte

(1) Die NRW.BANK hat den staatlichen Auftrag, das 
Land und seine kommunalen Körperschaften bei der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, insbesondere in 
den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Wohnraumpolitik, zu unterstützen und dabei Fördermaß-
nahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft durchzuführen und zu ver-
walten. Hierbei orientiert sie sich am Prinzip der Nach-
haltigkeit.

(2) Zur Erfüllung ihres Auftrags wird die NRW.BANK in 
folgenden Förderbereichen tätig:

a)  Sicherung und Verbesserung der mittelständischen 
Struktur der Wirtschaft, insbesondere durch Finan-
zierungen für Existenzgründungen und -festigungen,

b)  im Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraumförde-
rung,

c)  Bereitstellung von Risikokapital,

d)  bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden,

e)  Infrastrukturmaßnahmen,

f)  Maßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft und 
im ländlichen Raum,

g)  Umweltschutzmaßnahmen,

h)  Technologie-/Innovationsmaßnahmen,

i)  Maßnahmen rein sozialer Art und

j)  Maßnahmen kultureller und wissenschaftlicher Art.

Die Einzelheiten bezüglich der Aufgaben im Rahmen der 
staatlichen sozialen Wohnraumförderung gemäß Satz 1 
Buchstabe b sind im Gesetz zur Förderung und Nutzung 
von Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen 
(WFNG NRW) und den förderrechtlichen Vorgaben des 
Landes geregelt. Die Einzelheiten bezüglich der anderen 
Förderbereiche ergeben sich aus den Förderrichtlinien.

(3) Die NRW.BANK kann im Rahmen ihres Auftrags auch 
Darlehen und andere Finanzierungsformen an Gebiets-
körperschaften und öffentlich-rechtliche Zweckverbände 
gewähren und sich an Finanzierungen der Europäischen 
Investitionsbank, der Entwicklungsbank des Europarats 
oder vergleichbaren Finanzierungsinstituten von Projek-
ten im Gemeinschaftsinteresse beteiligen.

(4) Die NRW.BANK kann zur Erfüllung ihres Auftrags 
alle banküblichen Finanzierungsinstrumente einsetzen, 
insbesondere Darlehen und Kredite gewähren, Bürg-
schaften und Gewährleistungen übernehmen sowie 
Beteiligungen eingehen. Sie ist im Rahmen der ihr zuge-
wiesenen Aufgaben berechtigt, sich an Unternehmen in 
der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts mit oder ohne Übernahme einer Gewährträger-
stellung zu beteiligen. Bei der Gewährung von Darlehen 
und Krediten werden in der Regel nach dem Durchlei-
tungsprinzip oder im Wege der Konsortialfi nanzierung 
Kreditinstitute eingeschaltet. Im Verhältnis zu anderen 
Kreditinstituten beachtet die NRW.BANK das Diskrimi-
nierungsverbot.

(5) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben darf die NRW.BANK 
die Geschäfte und Dienstleistungen betreiben, die mit 
der Erfüllung ihrer Aufgaben in direktem Zusammen-
hang stehen. In diesem Rahmen darf sie insbesondere das 
Treasury Management und Geschäfte zur Risikosteue-
rung betreiben, nachrangiges Haftkapital aufnehmen, 
Genussrechte, öffentliche Pfandbriefe, Kommunalobliga-
tionen und sonstige Schuldverschreibungen begeben, 
Finanzinstrumente anschaffen und veräußern sowie For-

derungen an- und verkaufen. Der Effektenhandel, das 
Einlagengeschäft und das Girogeschäft sind der NRW.
BANK nur für eigene Rechnung und nur insoweit gestat-
tet, als sie mit der Erfüllung ihrer Aufgaben in direktem 
Zusammenhang stehen.

(6) Tätigkeiten der NRW.BANK, die nicht unter die in 
den Absätzen 1 bis 5 genannten Bereiche fallen oder die 
dort jeweils aufgeführten Bedingungen nicht erfüllen, 
sind spätestens nach dem 18. Juli 2005 von rechtlich 
selbstständigen Unternehmen ohne öffentliche Unter-
stützung durchzuführen, an denen die NRW.BANK mehr-
heitlich beteiligt sein darf. Refi nanzierungsmittel, 
Gewährleistungen und andere Leistungen der NRW.
BANK an solche Unternehmen sowie Leistungen solcher 
Unternehmen an die NRW.BANK sind marktgerecht zu 
vergüten. Die Gewährträger der NRW.BANK am 18. Juli 
2005 haften für die Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeit-
punkt bestehenden Verbindlichkeiten der NRW.BANK 
aus Tätigkeiten im Sinne des Satzes 1. Für Verbindlich-
keiten dieser Art, die bis zum 18. Juli 2001 vereinbart 
waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt, für danach bis zum 
18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkeiten dieser Art 
nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember 
2015 hinausgeht. Die Gewährträger werden ihren Ver-
pfl ichtungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber 
den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten 
Verbindlichkeiten dieser Art umgehend nachkommen, 
sobald sie bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß und 
schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser 
Verbindlichkeiten aus dem Vermögen des jeweiligen Ins-
tituts nicht befriedigt werden können. Verpfl ichtungen 
der NRW.BANK dieser Art auf Grund eigener Gewähr-
trägerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage sind 
vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 3 bis 5 in dem 
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung 
gesicherte Verbindlichkeit. Mehrere Gewährträger haften 
als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis entsprechend 
ihren Kapitalanteilen.

(7) Die Geschäfte der NRW.BANK sind nach kaufmänni-
schen Grundsätzen unter Berücksichtigung des Gemein-
wohls zu führen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht 
Hauptzweck des Geschäftsbetriebes.

§ 6
Deckung der Schuldverschreibungen

Die im Umlauf befi ndlichen oder neu auszugebenden 
Pfandbriefe und sonstigen Schuldverschreibungen der 
NRW.BANK, die unter das Pfandbriefgesetz vom 22. Mai 
2005 (BGBl. I S. 1373) fallen, müssen den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend gedeckt sein.

§ 7
Organe

(1) Organe der NRW.BANK sind

a)  die Gewährträgerversammlung,

b)  der Verwaltungsrat und

c)  der Vorstand.

(2) Die Mitglieder der Organe haben über vertrauliche 
Angaben und Geheimnisse der Bank, namentlich 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch 
ihre Tätigkeit in den Organen der Bank bekannt gewor-
den sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese Pfl icht 
bleibt auch nach dem Ausscheiden aus dem Organ beste-
hen. Die Genehmigung, abweichend von Satz 1 Erklä-
rungen abzugeben oder in gerichtlichen oder außerge-
richtlichen Verfahren auszusagen, erteilt den Mitgliedern 
der Gewährträgerversammlung, des Verwaltungsrats und 
des Vorstands die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Verwaltungsrats, der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Verwaltungsrats die turnusmäßig nachfolgende Ver-
waltungsratsvorsitzende oder der turnusmäßig nachfol-
gende Verwaltungsratsvorsitzende. Die Befugnis des Vor-
stands, die im Rahmen seiner Geschäftsführung üblichen 
und notwendigen Erklärungen im Interesse der Bank 
abzugeben, bleibt unberührt.

(3) Die Organmitglieder dürfen an der Beratung und 
Beschlussfassung über Angelegenheiten nicht teilneh-
men, deren Entscheidung ihnen selbst, ihnen nahe ste-
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henden Unternehmen oder Personen oder diesen nahe 
stehenden Unternehmen oder einer von ihnen kraft 
Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person oder eines 
Unternehmens einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann, oder wenn sie aus anderen Gründen 
befangen sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Mitwirkung 
von Organmitgliedern bei der Beschlussfassung nach 
bundesaufsichtsrechtlichen Bestimmungen erforderlich 
ist. Vertreter des Gewährträgers gelten bei Entscheidun-
gen über Organkredite an den Gewährträger im Verhält-
nis zu diesem nicht als befangen. Bei Zweifeln, ob Befan-
genheit vorliegt, entscheidet das Organ unter Ausschluss 
des Betroffenen.

§ 8
Zusammensetzung und Beschlüsse der 

Gewährträgerversammlung

(1) Die Gewährträgerversammlung setzt sich zusammen 
aus:

a)  dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

b)  dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

c)  dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen und

d)  acht weiteren Mitgliedern, die von dem Gewährträ-
ger entsandt werden.

Die in Buchstabe d genannten Mitglieder dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Verwaltungsrats sein.

(2) Zu Mitgliedern der Gewährträgerversammlung sollen 
nur Personen berufen werden, die besondere wirtschaft-
liche Erfahrung und Sachkunde besitzen und geeignet 
sind, die NRW.BANK zu fördern. Mitglieder der Gewähr-
trägerversammlung dürfen nicht Inhaberin oder Inhaber 
oder haftende Teilhaberin oder haftender Teilhaber, Lei-
terin oder Leiter oder Mitglieder des Vorstands von Kre-
ditinstituten oder deren Angestellte sein.

(3) Vorsitzende oder Vorsitzender und stellvertretende 
Vorsitzende der Gewährträgerversammlung sind die Mit-
glieder gemäß Absatz 1 Buchstabe a bis c. Der oder die 
Vorsitzende wird im Verhinderungsfall durch ein Mit-
glied der Gewährträgerversammlung gemäß Absatz 1 
Buchstabe a bis c vertreten.

(4) Das Stimmrecht in der Gewährträgerversammlung 
bestimmt sich nach den Anteilen am Stammkapital. 
Soweit die NRW.BANK eigene Anteile hält, steht ihr dar-
aus ein Stimmrecht nicht zu.

(5) Das Stimmrecht des Gewährträgers wird einheitlich 
durch eine der Vertreterinnen oder einen der Vertreter aus 
dem Kreis der Mitglieder im Sinne von § 8 Absatz 1 
Buchstabe d ausgeübt.

§ 9
Sitzungen der Gewährträgerversammlung

(1) Die Gewährträgerversammlung ist von ihrer Vorsit-
zenden oder ihrem Vorsitzenden einzuberufen, wenn es 
der Gewährträger, der Verwaltungsrat oder der Vorstand 
unter Angabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende leitet die Gewähr-
trägerversammlung.

(2) Die Gewährträgerversammlung soll schriftlich unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände mit einer Frist von 
vier Wochen einberufen werden. In dringenden Fällen 
kann die Frist abgekürzt und mündlich, fernmündlich, 
durch Telefax oder im Wege der elektronischen Nachrich-
tenübermittlung (E-Mail) eingeladen werden. Die Einbe-
rufung wird gleichzeitig dem Vorstand bekannt gegeben.

(3) Zu jedem Verhandlungsgegenstand nach § 10 Num-
mer 1 bis 7 und 11 haben der Verwaltungsrat oder der 
Vorstand Vorschläge zur Beschlussfassung zu unterbrei-
ten. Diese Vorschläge sind der Gewährträgerversamm-
lung mit der Einladung bekannt zu machen. Die Befug-
nis der Gewährträgerversammlung, im Einzelfall eine 
Beschlussfassung zu den vorgenannten Verhandlungsge-
genständen ohne Beschlussvorschlag des Verwaltungsrats 
oder des Vorstands vorzunehmen, bleibt unberührt.

(4) Der Vorstand der NRW.BANK nimmt an den Sitzun-
gen der Gewährträgerversammlung teil.

(5) Die Gewährträgerversammlung gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

§ 10
Aufgaben der Gewährträgerversammlung

Die Gewährträgerversammlung beschließt über

1.  die Änderung der Satzung sowie die Aufl ösung der 
NRW.BANK.

2.  alle Eigenmittelmaßnahmen nach dem KWG,

3.  die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwen-
dung des Bilanzgewinnes und die Deckung eines 
Bilanzverlustes,

4.  die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Vorstands,

5.  die Bestellung des Abschlussprüfers bzw. der Prüfe-
rin im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof 
sowie des Prüfers für die Prüfung der Meldepfl ichten 
und Verhaltensregeln nach den Vorschriften des Wert-
papierhandelsgesetzes,

6.  die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen,

7.  Maßnahmen nach § 3 Absatz 3 und § 5 Absatz 4 
Satz 2,

8.  die Festsetzung der Vergütung für die Mitglieder der 
Gewährträgerversammlung, für die Mitglieder des 
Verwaltungsrats, seiner Ausschüsse und der Beiräte,

9.  die Grundsätze der Geschäfts-, Förder- und Risiko-
politik,

10.  die Zustimmung zum Erwerb und zur Veräußerung 
von Beteiligungen und zu Kapitalmaßnahmen bei 
Beteiligungen, sofern die Beteiligungsmaßnahme 
nach Maßgabe einer von der Gewährträgerversamm-
lung zu treffenden Regelung nicht von geringerer 
Bedeutung ist; letzteres gilt nicht für die Beteiligung 
an der WestLB AG und

11.  die Zustimmung zum Abschluss der Vereinbarung 
gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe k des NRW.
BANK G zwischen dem für das Wohnungswesen 
zuständige Ministerium und der NRW.BANK.

§ 11
Zustimmungsvorbehalt der Gewährträgerversammlung

Die Stimmrechte der NRW.BANK in der Hauptver-
sammlung der WestLB AG dürfen von der NRW.BANK 
in ihrer Eigenschaft als Aktionärin der WestLB AG nur 
ausgeübt werden, wenn zuvor die Gewährträgerver-
sammlung der NRW.BANK hierzu ihre Zustimmung 
erteilt hat.

§ 12
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus zwölf 
Mitgliedern und zwar

a)  dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

b)  dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

c)  dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,

d)  fünf weiteren Mitgliedern, die von dem Gewährträger 
entsandt werden. Nimmt ein Mitglied der Landesre-
gierung mehrere der in a bis c genannten Zuständig-
keiten wahr und können deshalb die in a, b oder c 
genannten Mitgliedschaften im Verwaltungsrat der 
Bank nicht einzeln wahrgenommen werden, so ist die 
Landesregierung berechtigt, jeweils ein zusätzliches 
Mitglied nach Buchstabe d in den Verwaltungsrat zu 
entsenden und

e)  weiteren Mitgliedern als Vertreterinnen oder Vertre-
tern der Beschäftigten.
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Die Zahl der Mitglieder als Vertreter der Beschäftigten 
beträgt die Hälfte der Zahl der Mitglieder nach Buch-
stabe a bis d. Diese werden von der Belegschaft unmittel-
bar gewählt. Die Wahlvorschläge sollen die Besonder-
heiten der Zusammensetzung der Belegschaft 
berücksichtigen. Vorschlagsberechtigt für die Vertreterin-
nen oder Vertreter der Beschäftigten sind der Personalrat 
oder mindestens 100 Wahlberechtigte. Die Wahl ist eine 
Personenwahl. Im Übrigen sind das Landespersonalver-
tretungsgesetz und die dazu erlassene Wahlordnung in 
den jeweils gültigen Fassungen entsprechend anzuwen-
den.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats gemäß Absatz 1 
Buchstabe a bis c sind befugt, sich im Verwaltungsrat 
und seinen Ausschüssen außer im Vorsitz durch eine 
ständige Vertreterin oder einen ständigen Vertreter ver-
treten zu lassen. Sie sind berechtigt, diese Vertreterin 
oder diesen Vertreter zu den Sitzungen hinzuzuziehen. 
Für die Mitglieder des Verwaltungsrats gilt § 8 Absatz 2 
und 3 entsprechend.

§ 13
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat

(1) Die Amtszeit der Mitglieder gemäß § 12 Absatz 1 
Buchstabe d und e beträgt fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtszeit üben sie ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt 
des neuen Verwaltungsrats weiter aus.

(2) Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat erlischt

a)  bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe d 
mit seiner Abberufung durch die entsendende Stelle, 
die jederzeit möglich ist,

b)  bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e 
mit Beendigung seines Arbeitsverhältnisses bei der 
NRW.BANK. §§ 25 und 26 des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), zuletzt 
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S. 224), fi nden im Übrigen entspre-
chende Anwendung,

(3) Scheidet ein Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe 
d vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Verwaltungsrat 
aus, so ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied 
zu entsenden. Die Nachfolge eines vorzeitig ausgeschie-
denen Mitgliedes gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e regelt 
sich entsprechend § 28 Absatz 2 des Landespersonalver-
tretungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. 
NRW. S. 224).

§ 14
Sitzungen des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden der Gewährträgerversamm-
lung zusammen, so oft es die Lage der Geschäfte erfor-
dert. Er muss einberufen werden auf Verlangen der 
Aufsichtsbehörde, einer der stellvertretenden Vorsitzen-
den oder eines der stellvertretenden Vorsitzenden, des 
Vorstands oder sofern mindestens ein Drittel der Mitglie-
der es unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes 
beantragen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der 
Gewährträgerversammlung leitet die Sitzungen des Ver-
waltungsrats als dessen Vorsitzende oder dessen Vorsit-
zender.

(2) Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu erfolgen; sie soll den Mitgliedern in der 
Regel spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. 
In dringenden Fällen kann die Frist abgekürzt und 
mündlich, fernmündlich, durch Telefax oder im Wege der 
elektronischen Nachrichtenübermittlung (E-Mail) einge-
laden werden.

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Stimmberechtigten anwesend ist und 
sich hierunter auch die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
oder im Verhinderungsfall die stellvertretende Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende befi ndet. Mitglieder, 
die im Einzelfall durch Telefon- oder Videokonferenzen 
oder durch sonstige elektronische Kommunikationsme-

dien zugeschaltet und so in der Lage sind, dem Verlauf der 
Sitzung zu folgen, gelten als anwesend und erschienen.

(4) Ist der Verwaltungsrat nicht beschlussfähig, so kann 
binnen zwei Wochen mit einer Frist von fünf Arbeitsta-
gen zur Erledigung der gleichen Tagesordnung eine neue 
Sitzung einberufen werden. Der Verwaltungsrat ist in 
dieser Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-
nenen Mitglieder beschlussfähig. Auf diese Folge ist bei 
Einberufung der zweiten Sitzung hinzuweisen.

(5) Die Beschlussfassung erfolgt mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. Im Falle der Stim-
mengleichheit zählt die Stimme der Vorsitzenden oder 
des Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall der stellver-
tretenden Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsit-
zenden doppelt.

(6) In eiligen Fällen kann die oder der Vorsitzende auf 
Vorschlag des Vorstands einzelne Verhandlungsgegen-
stände ohne Sitzung zur Beschlussfassung stellen 
(Umlaufverfahren). Die Beschlussfassung im Wege des 
Umlaufverfahrens ist zulässig, wenn nicht innerhalb von 
fünf Arbeitstagen die oder der Vorsitzende, eine stellver-
tretende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzen-
der oder mindestens ein Drittel der Mitglieder mündliche 
Beratung der Angelegenheit verlangen. Die Beschlussfas-
sung im Umlaufverfahren erfolgt mit der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder. Die Stimmabgabe kann schrift-
lich, per Fax oder per E-Mail erfolgen.

(7) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrats teil. Der Verwaltungsrat kann auch ohne den 
Vorstand tagen.

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 15
Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung 
des Vorstands der NRW.BANK.

(2) Der Verwaltungsrat ist insbesondere zuständig für

a)  die Vorschläge zur Beschlussfassung der Gewährträ-
gerversammlung gemäß § 9 Absatz 3,

b)  die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmit-
gliedern sowie die Bestimmung eines Vorstandsmit-
glieds zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden des 
Vorstands und eines weiteren Vorstandsmitglieds zur 
stellvertretenden Vorsitzenden oder zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Vorstands oder weiterer Vor-
standsmitglieder zu stellvertretenden Vorstandsvor-
sitzenden,

c)  den Abschluss, die Änderung und die Kündigung der 
Anstellungsverträge mit den Vorstandsmitgliedern 
sowie die Festsetzung deren Jahresabschlussvergü-
tung, 

d)  die Grundsätze für die Anstellung und die Gewäh-
rung von Ruhegehaltsansprüchen der Angestellten,

e)  die Richtlinien für die nach der Dienstvereinbarung 
zu gewährenden Leistungen,

f)  die Bezeichnung der Geschäftsarten in seiner 
Geschäftsordnung, die über Absatz 3 hinaus der 
Zustimmung des Verwaltungsrats bedürfen,

g)  Richtlinien für die Bankgeschäfte in Übereinstim-
mung mit den von der Gewährträgerversammlung 
festgelegten Grundsätzen der Geschäfts-, Förder- und 
Risikopolitik,

h)  die Richtlinien zum gesellschaftlichen Engagement 
sowie anderen Leistungen und

i)  den Erlass von Geschäftsordnungen für den Verwal-
tungsrat, für die von ihm gebildeten Ausschüsse und 
für die Beiräte sowie für die Zustimmung zum Erlass 
einer Geschäftsordnung für den Vorstand.

(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Verwal-
tungsrats für

a)  die Errichtung von bankeigenen Neubauten sowie 
den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken, 
sofern sie nicht zur Vermeidung von Verlusten frei-
händig oder im Zwangsversteigerungsverfahren 
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erworben werden oder sofern nicht der Verkehrswert 
der Grundstücke einen vom Verwaltungsrat festzule-
genden Betrag unterschreitet und

b)  die Errichtung und Aufl ösung von Niederlassungen.

§ 16
Präsidialausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet einen Präsidialausschuss. 
Er besteht aus folgenden Mitgliedern:

a)  den Mitgliedern des Verwaltungsrats gemäß § 12 
Absatz 1 Buchstabe a bis c, darunter die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats als Vorsit-
zende oder Vorsitzender des Präsidialausschusses,

b)  einem Mitglied, das von den Vertreterinnen oder den 
Vertretern der Beschäftigten gemäß § 12 Absatz 1 
Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt wird.

(2) Der Präsidialausschuss bereitet die Sitzung des Ver-
waltungsrats vor und beschließt über die ihm vom Ver-
waltungsrat übertragenen Aufgaben.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
und die Stellvertreterin oder Stellvertreterinnen oder der 
Stellvertreter oder die Stellvertreter in diesem Amt neh-
men an den Sitzungen des Präsidialausschusses teil.

§ 17
Prüfungsausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Prüfungsausschuss.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitglie-
dern. Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen 
fünf Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertreterin-
nen oder Vertreter der Beschäftigten werden von den Ver-
treterinnen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzen-
den.

(4) Der Prüfungsausschuss tritt mindestens einmal jähr-
lich und bei Bedarf zusammen.

Er hat insbesondere das Ergebnis der Prüfung des Jah-
resabschlusses durch den Abschlussprüfer zu beraten 
und kann jeden Geschäftsvorgang überprüfen. Der Ver-
waltungsrat ist berechtigt, ihm bestimmte Prüfungsauf-
gaben zuzuweisen. Der Prüfungsausschuss hat das Recht, 
Sachverständige hinzuzuziehen.

(5) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 18
Risikoausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Risikoausschuss.

(2) Der Risikoausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen fünf 
Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen 
oder Vertreter der Beschäftigten werden von den Vertre-
terinnen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Risikoausschuss wählt aus seiner Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Der Risikoausschuss überwacht die Geschäftsfüh-
rung des Vorstands im Hinblick auf die Risikoarten. Er 
erörtert mit dem Vorstand die Grundsätze der Risikopoli-
tik sowie die Risikostrategie und nimmt die Risikobe-
richterstattung entgegen. Der Risikoausschuss trifft die 
nach dem Gesetz über das Kreditwesen durch das Auf-
sichtsorgan zu treffenden Kreditentscheidungen. Er ist 
zudem über Kredite, die über vom Verwaltungsrat festge-
legte Merkmale verfügen, zu unterrichten. Weitere Ein-
zelheiten regelt die Geschäftsordnung des Risikoaus-
schusses.

(5) Der Risikoausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Risikoaus-
schusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§ 19
Förderausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis seiner Mit-
glieder einen Förderausschuss.

(2) Der Förderausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen fünf 
Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen 
oder Vertreter der Beschäftigten werden von den Vertre-
terinnen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Förderausschuss wählt aus seiner Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Der Förderausschuss erörtert mit dem Vorstand die 
Grundsätze der Förderpolitik einschließlich der Auftei-
lung der Förderleistung auf die unterschiedlichen För-
derbereiche sowie die Förderberichterstattung. Einzel-
heiten regelt die Geschäftsordnung des 
Förderausschusses.

(5) Der Förderausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Förderaus-
schusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§ 20
Sonstige Ausschüsse des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat kann aus dem Kreis seiner Mit-
glieder sonstige Ausschüsse bilden.

(2) Zusammensetzung und Zuständigkeit der Ausschüsse 
werden durch Geschäftsordnungen geregelt.

(3) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen der sonstigen 
Ausschüsse teil.

§ 21
Beirat für Wohnraumförderung

(1) Der Beirat für Wohnraumförderung besteht aus

a)  dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung als vorsitzendem Mitglied,

b)  je einer Vertretung

 aa)  des für Finanzen zuständigen Ministeriums,

 bb) des für Wirtschaft zuständigen Ministeriums,

 cc) des für Soziales zuständigen Ministeriums,

c)  neun Mitgliedern des Landtages,

d)  drei Vertreterinnen oder Vertretern der Wohnungs-
wirtschaft,

e)  je eine Vertreterin oder einem Vertreter

 aa) der kreisfreien Städte,

 bb) der Kreise,

 cc) der kreisangehörigen Städte,

 dd) der übrigen kreisangehörigen Gemeinden,

f)  einer Vertreterin oder einem Vertreter der Mieterseite.

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist befugt, eine 
Bedienstete oder einen Bediensteten des Ministeriums zu 
ihrem oder seinem ständigen Vertreter zu bestimmen.

(3) Die Mitglieder zu Absatz 1 Buchstabe c werden vom 
Landtag für die Dauer der Wahlperiode nach dem Ver-
hältniswahlsystem gewählt, das der Landtag bei der 
Wahl seiner Ausschüsse anwendet. Die Mitglieder zu 
Absatz 1 Buchstabe d bis f werden durch das für das 
Wohnungswesen zuständige Ministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen auf Vorschlag der im Land ansässi-
gen Spitzenorganisationenberufen. Die Amtszeit dieser 
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Mitglieder richtet sich ebenfalls nach der Dauer der 
Wahlperiode des Landtags.

(4) Der Beirat für Wohnraumförderung ist von seiner 
Vorsitzenden oder seinem Vorsitzenden bei Bedarf sowie 
dann einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde, der Vor-
stand oder mindestens vier Mitglieder des Beirats für 
Wohnraumförderung die Befassung mit einem bestimm-
ten Verhandlungsgegenstand beantragen. Beschlussfas-
sungen des Beirats für Wohnraumförderung erfolgen mit 
einfacher Mehrheit.

(5) Der Verwaltungsrat gibt dem Beirat für Wohnraum-
förderung eine Geschäftsordnung.

(6) An den Sitzungen nehmen das zuständige Vorstands-
mitglied sowie die Leitung der für die Wohnraumförde-
rung verantwortlichen Organisationseinheit der Bank 
teil.

(7) Die Mitglieder des Beirats für Wohnraumförderung 
sind nach Maßgabe des § 7 Absatz 2 zur Verschwiegen-
heit verpfl ichtet.

§ 22
Zuständigkeit des Beirats für Wohnraumförderung

(1) Der Beirat für Wohnraumförderung berät die Gre-
mien der NRW.BANK bei der Wohnraumförderung. Er 
hat dabei insbesondere über das Produktportfolio Wohn-
raumförderung und die Berichterstattung hierüber zu 
beraten.

(2) Der Beirat für Wohnraumförderung kann vom Vor-
stand jederzeit Auskunft über das Produktportfolio 
Wohnraumförderung verlangen. In besonderen Fällen 
kann er im Rahmen seiner Aufgaben Sachverständige 
hinzuziehen.

§ 23
Beirat der NRW.BANK

(1) Zur sachverständigen Beratung der NRW.BANK bei 
der Wahrnehmung ihrer Geschäfte und zur Förderung 
des Kontaktes mit der Wirtschaft, der öffentlichen Ver-
waltung, der Kreditwirtschaft und der Wissenschaft kann 
der Beirat der NRW.BANK gebildet werden. Die Mitglie-
der des Beirats werden durch die Ministerpräsidentin 
oder den Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen bestellt und abberufen. Der Verwaltungsrat 
hat hierzu ein Vorschlagsrecht.

(2) Den Vorsitz im Beirat der NRW.BANK führt das für 
Wirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung des 
Landes Nordrhein-Westfalen.

(3) Der Beirat ist mindestens einmal im Jahr von der 
Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden einzuberufen.

(4) Die Mitglieder des Beirats der NRW.BANK sind ent-
sprechend § 7 Absatz 2 zur Verschwiegenheit verpfl ichtet.

§ 24
Vorstand

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der NRW.BANK.

(2) Er besteht aus der erforderlichen Anzahl von Vor-
standsmitgliedern, die von dem Verwaltungsrat bestellt 
werden. Der Verwaltungsrat kann stellvertretende Vor-
standsmitglieder bestellen; die stellvertretenden Mitglie-
der haben die gleichen Rechte und Pfl ichten wie die Vor-
standsmitglieder.

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden mit Zustim-
mung der staatlichen Aufsicht auf die Dauer von höchs-
tens fünf Jahren bestellt. Eine wiederholte Bestellung für 
jeweils höchstens fünf Jahre ist zulässig. Über die Wie-
derbestellung von Mitgliedern des Vorstands ist frühes-
tens zwölf und spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
jeweiligen Bestellungsperiode zu beschließen. Die Sätze 
1 bis 3 gelten für stellvertretende Vorstandsmitglieder 
entsprechend.

(4) Der Verwaltungsrat kann die Bestellung zum Vor-
standsmitglied oder zum stellvertretenden Vorstandsmit-
glied widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein 
solcher Grund ist namentlich grobe Pfl ichtverletzung, 
Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung 

oder eine nachhaltige und erhebliche Störung des Ver-
trauensverhältnisses. Der Widerruf ist wirksam, bis seine 
Unwirksamkeit rechtskräftig festgestellt ist.

(5) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Über 
die Geschäftsverteilung innerhalb des Vorstands ent-
scheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vor-
stands.

(6) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
unterrichtet die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats und dessen bzw. deren 
Stellvertreterin(nen) oder Stellvertreter über wichtige 
Vorkommnisse. Der Vorstand erteilt der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, dessen bzw. 
deren Stellvertreterin(nen) oder Stellvertreter und dem 
Verwaltungsrat jederzeit die gewünschten Auskünfte.

§ 25
Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis

(1) Die NRW.BANK wird gerichtlich und außergericht-
lich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied gemeinschaftlich mit einer Prokuristin 
oder einem Prokuristen vertreten. Für den laufenden 
Geschäftsverkehr kann der Vorstand eine andere Rege-
lung treffen. Die Zeichnungsbefugnisse werden durch 
bankübliche Unterschriftenverzeichnisse bekannt 
gemacht.

(2) Urkunden, die den Vorschriften des Absatzes 1 ent-
sprechen, sind für die NRW.BANK ohne Rücksicht auf 
die Einhaltung sonstiger satzungsmäßiger Vorschriften 
im Einzelfall rechtsverbindlich. Die von der NRW.
BANK ausgestellten und mit Siegel der NRW.BANK 
versehenen sowie die von der Wfa ausgestellten und mit 
Siegel der Wfa versehenen Urkunden sind öffentliche 
Urkunden.

§ 26
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jah-
resabschlusses sowie des Lageberichts richten sich nach 
den geltenden Vorschriften.

(3) Die NRW.BANK veröffentlicht jährlich einen 
Geschäftsbericht.

§ 27
Gewinnverteilung

Aus dem Jahresüberschuss der ab dem 1. Januar 2010 
endenden Geschäftsjahre der NRW.BANK sind jeweils 
auf Anforderung des Landes unmittelbar an den Bund 
nach dem 31. Dezember 2010 ausschließlich die im auf 
das jeweilige Geschäftsjahr folgenden Jahr fällig wer-
denden Zinsbeträge zu zahlen, die das Land auf Grund 
der Inanspruchnahme von Darlehen des Bundes zur För-
derung des Wohnungsbaues und der Modernisierung 
(Finanzhilfen gemäß Artikel 104 a Absatz 4 Grundgesetz 
in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung) zu 
leisten hat. Der verbleibende Jahresüberschuss ist den 
Rücklagen zuzuführen.

§ 28
Auflösung der NRW.BANK

Im Falle der Aufl ösung der NRW.BANK ist die Liquida-
tion einzuleiten. Das nach beendeter Liquidation ver-
bleibende Vermögen fällt dem Gewährträger zu.

§ 29
Aufsichtsbehörde

(1) Die staatliche Aufsicht über die NRW.BANK führt 
das für den Bereich Inneres zuständige Ministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Die staatliche Aufsicht im 
Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraumförderung 
wird im Einvernehmen mit dem für das Wohnungswesen 
zuständigen Ministerium ausgeübt.

(2) Für die in § 3 Absatz 2 und 3, § 5 Absatz 4 Satz 2, 
§ 10 Nummern 1, 2 und 10, sowie § 15 Nummer 2 Buch-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 8 vom 30. März 2012152

stabe b in Verbindung mit § 24 Absatz 3 bezeichneten 
Maßnahmen ist im Einzelfall eine Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde erforderlich.

(3) Die durch Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, insbe-
sondere durch eine von ihr angeordnete Prüfung, entste-
henden besonderen Kosten trägt die NRW.BANK.

§ 30
Genehmigung und Bekanntmachung der Satzung und 

deren Änderungen

(1) Die Satzung und deren Änderungen bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(2) Die Satzung und deren Änderungen werden im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht.

§ 31
Sonstige Bekanntmachungen

Soweit nach den gesetzlichen Vorschriften, den Bestim-
mungen dieser Satzung oder der Anordnung der Gewähr-
trägerversammlung öffentliche Bekanntmachungen zu 
erfolgen haben, genügt die Bekanntmachung im Bundes-
anzeiger.

§ 32
Dienstherreneigenschaft

Beamtinnen und Beamte können zur NRW.BANK ver-
setzt werden. Weitere Regelungen zur näheren Ausgestal-
tung des Beamtenverhältnisses können im Rahmen der 
beamtenrechtlichen Vorschriften durch Satzung getroffen 
werden.

§ 33
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 17. März 2012 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der NRW.BANK vom 
14. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 717) außer Kraft.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales hat die 
Fassung der Satzung am 16. März 2012 genehmigt.

– GV. NRW. 2012 S. 146

81
Satzung

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
über die Zuweisung von Mitteln des LWL-Integra-

tionsamtes Westfalen aus der Ausgleichsabgabe 
nach § 77 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX)

an die örtlichen Träger bei den kreisfreien Städten,
Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen 
in Westfalen-Lippe für das Haushaltsjahr 2012

Vom 1. März 2012

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe hat auf Grund des § 7 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge und 
des Schwerbehindertenrechtes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. November 1987 (GV. NRW. 
S. 401), zuletzt geändert durch den Artikel 5 des Zweiten 
Gesetzes zur Straffung der Behördenstruktur in Nord-
rhein-Westfalen vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 482), 
in Verbindung mit den §§ 6 Absatz 1 und 7 Absatz 1 Buch-
stabe d der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. März 2009 (GV. NRW. 
S. 254), am 1. März 2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Für das Haushaltsjahr 2012 werden den kreisfreien Städ-
ten, Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen als 
örtlichen Trägern zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 

§ 102 Absatz 1 Nummer 3 SGB IX in Verbindung mit § 1 
Absatz 1 Nummer 6 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Sozialgesetzbuch IX vom 31. 
Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), zuletzt geändert durch den 
Artikel 23 des Zweiten Gesetzes zur Straffung der Behör-
denstruktur in Nordrhein-Westfalen vom 30. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 482),

20,57 vom Hundert

des Aufkommens an Ausgleichsabgabe zugewiesen.

§ 2
Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung sind die Einnahmen des LWL-Integrationsamtes 
Westfalen im Haushaltsjahr 2011 bis zum 30. November 
aus den Ausgleichsabgabezahlungen der Arbeitgeber 
gemäß § 77 SGB IX unter Berücksichtigung des Finanz-
ausgleichs zwischen den Integrationsämtern für das Jahr 
2011 abzüglich der Abführung an den Ausgleichsfonds 
gemäß § 77 Absatz 6 SGB IX.

§ 3
(1) 18 vom Hundert des Aufkommens an Ausgleichsab-
gabe werden auf die örtlichen Träger aufgeteilt nach 
einem Verteilungsschlüssel, der sich je zur Hälfte errech-
net aus dem Durchschnitt der tatsächlichen Zuweisun-
gen an den jeweiligen örtlichen Träger in den Jahren 
2009 bis 2011 und der Zahl der schwerbehinderten 
Menschen, die nach den letztverfügbaren Daten der 
Bundesagentur für Arbeit in seinem Zuständigkeitsbe-
reich auf Arbeitsplätzen von beschäftigungspfl ichtigen 
Arbeitgebern (§ 71 Absatz 1 SGB IX) beschäftigt wur-
den.

(2) Die durch die örtlichen Träger bis zum Ende des 
Haushaltsjahres 2011 nicht verausgabten und nicht 
gebundenen Mittel an Ausgleichsabgabe werden auf den 
nach Absatz 1 errechneten Betrag angerechnet.

(3) Das LWL-Integrationsamt Westfalen kann einzelnen 
örtlichen Trägern zur Durchführung ihrer Aufgaben über 
die ihnen nach Absatz 1 und 2 zustehenden Beträge hin-
aus Ausgleichsabgabemittel zur Verfügung stellen, soweit 
dadurch der Gesamtbetrag nach § 1 nicht überschritten 
wird.

(4) Die örtlichen Träger berichten dem LWL-Integrati-
onsamt Westfalen bis zum 31. Januar des Folgejahres 
über die Verwendung der Ausgleichsabgabe per Vor-
druck.

Münster, den 1. März 2012

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender
der 13. Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer
der 13. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung in der zurzeit geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)  der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
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letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 1. März 2012

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang  K i r s c h

– GV. NRW. 2012 S. 152

21. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Köln, 

Teilabschnitt Region Köln, 
im Gebiet der Stadt Bergheim

Vom 22. März 2012

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in sei-
ner Sitzung am 16. Dezember 2011 die 21. Änderung des 
Regionalplans für den Regierungsbezirk Köln, Teilab-
schnitt Region Köln, im Gebiet der Stadt Bergheim 
beschlossen (Darstellung eines zweckgebundenen 
Gewerbe- und Industriegebietes (GIB) :terra nova durch 
Reduzierung eines Gewerbe- und Industriegebietes für 
Flächenintensive Großvorhaben. Der zweckgebundene 
GIB :terra nova dient vorrangig Unternehmensansied-
lungen im Bereich der Energietechnologien. Der GIB ist 
interkommunal von den Städten Bedburg, Bergheim und 
Elsdorf zu planen und umzusetzen.).

Die Vereinbarkeit des geplanten interkommunalen Kom-
petenzareals mit dem Landesentwicklungsplan wurde im 
Wege eines Zielabweichungsverfahrens bestätigt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln am 19. Dezember 2011 – Aktenzeichen: 32/61.6.2-
2.11.-21 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungsge-
setzes NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 212), angezeigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach § 14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz wird die Ände-
rung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde), der 
Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbehörde) sowie 
dem Rhein-Erft-Kreis und der Stadt Bergheim zur Ein-
sicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird mit der Bekannt-
machung wirksam. Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 
5 Raumordnungsgesetz zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 12 Absatz 5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des Regi-
onalplanes unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regional-
plans gegenüber der Bezirksregierung Köln 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden ist.

Düsseldorf, den 22. März 2012

Die Ministerpräsidentin

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2012 S. 153

Fortschreibung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Arnsberg, 

Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis, 
im Gebiet der Gemeinden des Kreises Soest und im 
Gebiet der Gemeinden des Hochsauerlandkreises

Vom 23. März 2012

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 8. Dezember 2011 die Fortschreibung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis, im 
Gebiet der Gemeinden des Kreises Soest und im Gebiet 
der Gemeinden des Hochsauerlandkreises beschlossen.

Diese Fortschreibung hat mir die Regionalplanungsbe-
hörde Arnsberg am 21. Dezember 2011 – Aktenzeichen: 
32 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungsgesetzes 
NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. 
NRW. S. 212), angezeigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach § 14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz wird die Fort-
schreibung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde), 
der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Soest, dem Hochsauerlandkreis, 
den Gemeinden des Kreises Soest und den Gemeinden 
des Hochsauerlandkreises zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Die Fortschreibung des Regionalplans wird mit der 
Bekanntmachung wirksam. Damit sind die Ziele gemäß 
§§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 12 Absatz 5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Fortschreibung des 
Regionalplanes unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regio-
nalplans gegenüber der Bezirksregierung Arnsberg 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden ist.

Düsseldorf, den 23. März 2012

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2012 S. 153
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